
Beginnen möchte ich mit einem unheilverkündenden, zu 
seinen Lebzeiten nicht veröffentlichten Gedicht des Lyrikers 
und DDR-Kulturministers Johannes R. Becher:

Das ist der Turm von Babel,
Er spricht in allen Zungen. 
Und Kain erschlägt den Abel
Und wird als Gott besungen.
Er will mit seinem Turme
Wohl in den Himmel steigen
Und will vor keinem Sturme, 
Der ihn umstürmt, sich neigen.
Gerüchte aber schwirren
Die Wahrheit wird verschwiegen
Die Herzen sich verwirren
So hoch sind wir gestiegen. 
Das Wort wird zur Vokabel
Um sinnlos zu verhallen. 
Es wird der Turm zu Babel
Im Sturz zu nichts zerfallen. 

Der Literaturwissenschaftler Hans Mayer stellte dieses Ge-
dicht an den Anfang wie an das Ende seines Buches «Der 
Turm von Babel. Erinnerung an eine Deutsche Demokrati-
sche Republik». Darin suchte er nach den Gründen für das 
Scheitern der DDR. In diesem 1991 erschienenen Werk se-
zierte er die Widersprüche im hohen Anspruch einer antifa-
schistisch-demokratischen Ordnung und kritisierte die nur 
allzu zahlreichen Propagandabehauptungen und «weißen 
Flecken» der offiziellen DDR-Ideologie. Aber Hans May-
ers Kritik unterschied sich himmelweit von der Geschichts-
schreibung der Sieger, denn für Mayer bedeutete das Ende 
der DDR «nicht das Ende eines Denkens über gesellschaftli-
che Alternativen. Die Deutsche Demokratische Republik war 
stets eine deutsche Wunde. Sie wird es bleiben und nicht 
heilen, solange man nicht erkennt, dass hier eine deutsche 
Möglichkeit zugrunde ging.»1 Dieses Lied, beschied ihm die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, «[ist] ausgesungen, aber 
Don Quijote will es nicht zur Kenntnis nehmen».2 Mayer ver-
künde, schrieb Thomas Assheuer in der ZEIT, den guten An-
fang des antifaschistischen Aufbruchs 1945. In Wahrheit 
aber propagiere er, hierin den DDR-Ideologen3 gleich, «die 
Illusion einer Versöhnung von Geist und Macht. Hartnäckig 

und unter temporärer Vernachlässigung seines politischen 
Urteilsvermögens projiziert er den (exil)literarischen Traum 
vom Politischen in die Kindheitsmuster der Deutschen De-
mokratischen Republik und beleuchtet damit nur umso er-
schreckender ein Bauwerk, das schon damals dem Ballast 
utopischer Zuweisungen nicht standhalten konnte.»4

Es stimmt und sollte nicht bestritten werden: Die Deutsche 
Demokratische Republik war demokratisch nur in der spezi-
fischen sowjet-kommunistischen Interpretation des Termi-
nus: Der «demokratische Zentralismus» war in Wirklichkeit 
weit mehr Zentralismus denn Demokratie. Er war Ausdruck 
einer Diktatur statt eines demokratischen Konsensus. «Die 
Bezeichnung der DDR als Diktatur sagt jedoch noch nicht 
viel über den spezifischen Charakter dieser Diktatur aus», 
schrieb Mary Fulbrook schon vor beinahe dreißig Jahren 
in einem Buch, das als erster Ausdruck ihres Bestrebens zu 
werten ist, die Geschichte der DDR jenseits normativer Be-
griffe zu fassen, so wenig auf solche Begriffe verzichtet wer-
den kann.5 «Die Betonung der Unterdrückung ist», so Ful-
brook weiter, «für sich genommen nicht sehr erhellend. Sie 
sagt nicht viel aus über die verschiedenen Grade politischen 
Einverständnisses oder des Mitmachens, die man innerhalb 
der ostdeutschen Bevölkerung beobachten konnte.»6

Im Mittelpunkt der folgenden Ausführungen steht deshalb 
zunächst die Frage nach der inneren Kohärenz wie nach der 
Anpassungsfähigkeit des sowjetischen Herrschaftssystems 
in Ostdeutschland.7 Das bedeutet, aus der Fülle an Proble-
men die damit verknüpften politischen Fragen hervorzuhe-
ben. Ökonomische und soziologische Fragestellungen, die 
gleichermaßen wichtig sind, müssen aus Zeit- und Platz-
gründen zurücktreten. Zunächst sollen die beiden Begriffe 
Repression und Toleranz als analytische Kategorien zur Un-
tersuchung je spezifischer Herrschaftsmethoden dienen, 
die eine differenzierte Untersuchung von Beharrung und 
Wandel dieses Herrschaftssystems erlauben. Diese Frage-
stellung ist nicht neu. Doch möchte ich daran anschließend 
die Perspektive erweitern und die Entstehung der DDR stär-
ker in die gesamteuropäische Geschichte und nicht zuletzt 
in die Geschichte der sozialistisch-kommunistischen Bewe-
gung einordnen, die für die Jahre nach dem Zweiten Welt-
krieg durchaus auch auf offene Konstellationen der Politik 
verweist. Natürlich war bekannt, dass in der DDR, und dies 
unterschied den deutschen Teilstaat von anderen Staaten 
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des Sowjetblocks, mehr als 300.000 Sowjetsoldaten statio-
niert waren. Die westliche Staatsgrenze der DDR bildete die 
Frontlinie im Kalten Krieg. Doch waren Frontlinien nicht ein 
für alle Mal so klar gezogen, wie sie im Nachhinein auf der 
politischen Karte aufscheinen mögen.

REPRESSION IN STALINISTISCHEN UND 
NACHSTALINISTISCHEN GESELLSCHAFTEN: 
DAS BEISPIEL DER DDR
Der repressive Charakter ist in der Tat ein hervorstechen-
des Merkmal der Gesellschaften sowjetischen Typs, zumin-
dest bis 1985.8 Stalinistische Gesellschaften, so die Sowje-
tunion zwischen 1935 und etwa 1956 oder das Osteuropa 
der Nachkriegszeit bis 1956/57, beruhten generell auf ei-
nem System rigidester staatlicher Überwachung, welches 
die kommunistische Staatspartei zur Aufrechterhaltung der 
sozialen Ordnung schuf und anwandte. In der Sowjetunion 
war dem zu Beginn der 1930er-Jahre der Zerfall und auch die 
De-facto-Liquidierung jener sozialen und politischen Klas-
sen vorausgegangen, auf die sich das System gestützt hat-
te: Arbeiter und Bauern. Der allmähliche Übergang zum or-
ganisierten Terror war zudem nur möglich geworden infolge 
innerer Veränderungen der Parteiherrschaft. Von Anbeginn 
hatten die Bolschewiki zielstrebig den Aufbau eines Parteiap-
parates forciert, und dieser bildete nach der Oktoberrevolu-
tion 1917 die Grundlage für den Aufbau eines Nomenklatur-
Systems zur Besetzung von Positionen in Partei und Staat.9 
Die ranghöchsten Mitglieder innerhalb der Parteihierarchie 
begannen, eine Parteibürokratie aufzubauen. Das wichtigste 
Merkmal des entstehenden Stalinismus war eine Machtkon-
zentration in den Händen weniger privilegierter Mitglieder 
dieser Bürokratie, die sich immer mehr jeder Kontrolle ent-
zog. Damit ging die Vergrößerung des Apparates der Staats-
sicherheit einher. Freiwilliges Engagement sollte durch abso-
luten Gehorsam ersetzt werden.

Diesem Prozess ging die Niederlage alternativer Strömun-
gen innerhalb der sowjetischen Partei voraus. Kontroverse 
Debatten innerhalb der Parteiführung, vor allem innerhalb ih-
rer höheren und mittleren Ränge, wurden zunehmend als ei-
ne Gefahr für das Machtmonopol der Partei gesehen.10 Die 
stalinistische Fraktion blieb in dieser Auseinandersetzung 
gegen andere Strömungen durch Druck und Verleumdungs-
kampagnen siegreich. Der Zerfall jeder innerparteilichen Op-
position war der Beginn einer völligen Neuorganisierung von 
Partei und Staat unter Anwendung terroristischer Maßnah-
men. Dieser Terror richtete sich vor allem gegen jedes kriti-
sche Denken innerhalb der Partei selbst.

Die Geschichte der SED, der Sozialistischen Einheitspar-
tei Deutschlands, spiegelt die Entwicklung der ostdeut-
schen Gesellschaft insgesamt wider. Sie ist ein Beispiel für 
die Transformationsprozesse innerhalb des Herrschafts-
systems sowjetischer Prägung. Dieses beruhte auf strikter 
Kontrolle durch die Partei, entwickelte sich aber zu einem 
Regime, das allmählich auch manchen Bedürfnissen der 
Bevölkerung Rechnung zu tragen suchte. Unveränderbar 
blieb während dieses Wandlungsprozesses das Hauptmerk-
mal des Systems: sein Zwangscharakter. Wie jedoch Kon-
rad H. Jarausch festhielt, waren die Motive der Parteiführer 
der Zeit nach Stalin auf die Errichtung einer «Fürsorgedikta-
tur» ausgerichtet, die auf Veränderungen innerhalb der Ge-
sellschaft abzielte, doch auch auf sie reagierte.11 Diese Ziele 
waren nicht lediglich eine Fortschreibung der repressive-
ren Entwicklungsphase der Gesellschaft. Die Veränderung 

der Methoden innerparteilicher Disziplinierung zeigt diesen 
Wandel.

Im Mai 1945 wurde die Kommunistische Partei Deutsch-
lands, die KPD, als stalinisierte Kaderpartei wieder gegrün-
det. Während der «Bolschewisierungsphase» der späten 
Weimarer Republik waren bereits die Abweichler aus ihren 
Reihen entfernt worden, und jene in die Sowjetunion emi-
grierten Parteiführer, die den Terror der 1930er-Jahre über-
lebt hatten, waren treue Gefolgsleute Stalins.12 Anders als in 
der Sowjetunion selbst waren die Kommunisten in der So-
wjetischen Besatzungszone aber noch nicht mit der Liquidie-
rung möglicher politischer Alternativen und ihrer Träger be-
fasst. Im Nachkriegsdeutschland stand die Partei zunächst 
vor völlig neuen Herausforderungen. Mit Rücksichtnahme 
auf seine bisherigen westlichen Verbündeten erklärte Stalin 
unmittelbar nach Kriegsende, das sowjetische System auf 
Ostdeutschland nicht übertragen zu wollen. Dennoch sollte 
gemäß seinen im Juni 1945 geäußerten Vorstellungen «die 
Hegemonie der Arbeiterklasse und ihrer revolutionären Par-
tei» in einem parlamentarisch-demokratischen System ga-
rantiert sein.13 Die KPD war somit gezwungen, gegenüber 
den neu entstandenen nicht-kommunistischen Parteien, ins-
besondere gegenüber der Sozialdemokratischen Partei, der 
SPD, ihrem Hauptwidersacher innerhalb der Arbeiterbewe-
gung, ein großes Maß an Toleranz zu zeigen.

Von Anfang an war der sowjetischen Besatzungsmacht 
klar, dass ihre Militärverwaltung in Ostdeutschland, so sie 
denn durch eine deutsche Regierung ersetzt werden soll-
te, eine zentralisierte Kaderpartei nach sowjetischem Mus-
ter benötigte. Diese sollte das Rückgrat der neuen Ordnung 
bilden. Doch der unerwartete Popularitätszuwachs für die 
SPD in der zweiten Jahreshälfte 1945 bereitete den sowje-
tischen und deutschen Kommunisten Probleme und bewog 
die KPD, eine schnelle Vereinigung mit den Sozialdemokra-
ten anzustreben. Hermann Weber, der die Forschung zur 
DDR im Westen jahrzehntelang prägte, betonte, dass auch 
interne «kadermäßige» Probleme die KPD zu jenen Schrit-
ten veranlasst habe, die ihrer Forderung nach Führung und 
Kontrolle der Gesellschaft Nachdruck verleihen sollten. Nach 
Weber ermangelte es der KPD an erfahrenen Kräften aus der 
Arbeiterklasse, die aber für Führungspositionen in Staat, Ge-
sellschaft und Wirtschaft Ostdeutschlands dringend benö-
tigt wurden. Ihre eigenen neuen Mitglieder besaßen einfach 
zu wenig Bildung und Erfahrung, um die damit zusammen-
hängenden Aufgaben zu meistern. Zur gleichen Zeit konnte 
die SPD auf einen größeren Personalbestand ihrer Organisa-
tionen aus der Arbeiterbewegung der Vorkriegszeit zurück-
greifen. In diesem Personal erblickte die KPD eine potenzielle 
Quelle befähigter Verwaltungskräfte.14 Aber das Hauptmotiv 
zur schnellen Vereinigung war das sowjetische Bestreben, 
die SPD als aktive politische Kraft aus der ostdeutschen Ge-
sellschaft zu verdrängen. Ebenso wichtig war die unversöhn-
liche Haltung Kurt Schumachers, des führenden Politikers 
der SPD in den Westzonen, gegenüber der Sowjetunion, in 
der die sowjetische Besatzungsmacht eine potenzielle Ge-
fahr erblickte.15

Im April 1946 vereinigten sich die KPD und die ostdeut-
sche SPD (ohne das Berlin der drei Westzonen) zur SED. Die 
im sowjetischen Geist herangebildeten Kommunisten sahen 
diese Partei als eine «durchmischte» Organisation an. Sie sei 
von «Elementen» durchsetzt, die man rasch unter Kontrol-
le bringen müsse. Doch das Bestreben, die Partei von an-
geblich politisch unerwünschten Kräften zu reinigen, stand 
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in keinem Verhältnis zur tatsächlichen «Gefahr» oder Nicht-
Gefahr, die von früheren Sozialdemokraten ausging. Dar über 
hinaus sahen die sowjetische Besatzungsmacht und ihre 
deutschen Verbündeten aber sehr wohl eine andere Quelle 
möglichen Widerstandes, nämlich jene SED-Mitglieder, die 
vor 1933 zu linkssozialistischen oder antistalinistischen kom-
munistischen Gruppen gehört hatten, so zur Sozialistischen 
Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD), zur KPD-Opposition 
(KPDO) oder zum Leninbund.16

Die Mitglieder jener kleinen linken Arbeiterorganisationen, 
die das Naziregime überlebt hatten, gehörten am Kriegsende 
zu den aktivsten Kräften bei der Bildung Antifaschistischer 
Aktionsausschüsse in einer Reihe von Städten und Dörfern. 
Diese entstanden, bevor die sowjetischen oder westlichen 
Armeen diese Orte befreiten. Die britischen und US-ameri-
kanischen Truppen lösten diese Komitees kurzerhand auf. 
Die sowjetische Besatzungsmacht verhielt sich vorsichti-
ger. Es war Walter Ulbricht, der damals moskautreueste aller 
kommunistischen Politiker, der alsbald die Auflösung dieser 
spontan entstandenen Körperschaften anordnete. Viele Mit-
glieder dieser Ausschüsse traten der KPD bei, und sei es nur, 
um dort alsbald ihre kritischen Stimmen zu erheben.17

Die Sowjetische Militäradministration in Deutschland 
(SMAD) zeigte sich angesichts dieser Tatsache geradezu irri-
tiert. Im Mai 1946 warnten die beiden SMAD-Spitzen Sergej 
Tjulpanow und Fjodor Bokow die SED-Führer Walter Ul-
bricht und Otto Grotewohl vor «trotzkistischen Elementen» 
innerhalb der Partei und drängten sie, Gegenmaßnahmen 
zu ergreifen.18 Hermann Matern, damals Leiter der Berliner 
SED-Organisation, schrieb, dass die Ultralinken, denen Sym-
pathie für Leo Trotzki unterstellt wurde, zwar nicht ihre eige-
ne Organisation besäßen, aber in Betrieben wirksam werden 
würden.19

Die SMAD und die SED-Führung reagierten besonders 
allergisch auf Kritik an der Sowjetunion, die von unabhän-
gigen Kommunisten vorgetragen wurde. Diese galten als 
«Abweichler des Marxismus-Leninismus». «Nur nachdem 
wir eingegriffen hatten», berichtete ein sowjetischer Oberst-
leutnant, begann die SED «Maßnahmen zu ergreifen, um 
mehrere von ihnen [die Gegner der Einheit] aus der Partei 
auszuschließen».20

Die sowjetischen Lokalbehörden in Thüringen befürch-
teten, die kommunistischen und die sozialdemokratischen 
Kritiken an der Sowjetunion könnten zu einer einheitlichen 
Strömung in der SED zusammenwachsen, in deren Ergeb-
nis eine organisierte innerparteiliche Opposition entstünde. 
Sie befürchteten, eine solche politische Opposition werde 
ein Programm entwickeln, in dem zwar Lenin in der mar-
xistischen Tradition gesehen, doch Stalin als Schöpfer eines 
sowjetischen Imperialismus gezeichnet werde. In der Tat 
gab es 1946 illegale Aktivitäten ehemaliger KPDO-Mitglie-
der: Sie schmuggelten Schriften von Heinrich Brandler und 
August Thalheimer in die sowjetische Zone, vor allem nach 
Thüringen. Brandler und Thalheimer, führende Politiker der 
KPD und dann der KPDO in der Weimarer Republik,21 hatten 
im kubanischen Exil eine Reihe von Broschüren verfasst, die 
genau in diesem Sinne argumentierten.22 Der sowjetische 
Militärgeheimdienst unternahm enorme Anstrengungen, 
um die Quelle dieser «subversiven» Aktivitäten herauszufin-
den, doch ohne Erfolg.23 Zur gleichen Zeit suchte eine Grup-
pe kritischer SED-Mitglieder um den Gewerkschaftsfunkti-
onär Karl Schmidt den Sozialismus durch einen «Rückgriff» 
auf Lenins Erbe zu «stärken». Schmidt ging so weit zu be-

haupten, mit der Festlegung der Oder-Neiße-Linie als neu-
er deutsch-polnischer Grenze habe die Sowjetunion sich 
vom Leninismus abgewandt. In Schmidts Augen war dies 
eine völlige Abwendung von Lenins Prinzip eines «Friedens 
ohne Annexionen».24 Sogar die Trotzkisten konnten einige 
Aktivitäten entfalten, doch wurden diese sehr schnell unter-
drückt.25

Aus diesen und vielen ähnlichen Vorfällen in verschiede-
nen Regionen der Sowjetischen Besatzungszone zogen SED 
und SMAD den Schluss zur Bildung von Parteiorganen, de-
ren Aufgabe die Verhinderung solcher innerparteilichen Kon-
flikte sein sollte.26 Zu diesem Zweck wurde innerhalb der Po-
litischen Personalabteilung (PPA) des Zentralkomitees das 
Referat Abwehr geschaffen. Dieses sammelte Materialien 
über kritische Parteimitglieder, besonders über organisierte 
innerparteiliche Oppositionsströmungen. Diese Materialien 
wurden dem Referat durch Informanten zugeleitet, die sol-
che Gruppen infiltrierten oder aus ihren Reihen angeworben 
worden waren. Bereits vor den parteiinternen «Säuberun-
gen» der frühen 1950er-Jahre (die vom Parteiausschluss bis 
zur Haft und zur Deportation in sowjetische Lager reichten) 
wurde solches Informationsmaterial, so es nicht gleich für 
disziplinarische Maßnahmen verwendet wurde, zum späte-
ren Gebrauch gesammelt.

Walter Ulbricht suchte aus der SED ein reibungslos arbei-
tendes Instrument zur Kontrolle des öffentlichen Lebens zu 
machen. Durch interne Kaderpolitik versuchte er, wie Nor-
man Naimark festhielt, «institutionelle Konflikte zu reduzie-
ren und Verwaltungsabläufe hierarchischer zu gestalten». 
Somit schuf die SED-Führung jene Art des Nomenklatura-
Systems, «die den Verwaltungen die geeigneten Kader lie-
fern sollte».27 Dabei hatte die PPA alle Ernennungen für 
leitende Positionen in der Verwaltung, in öffentlichen Ein-
richtungen und vor allem in der Partei selbst zu bestätigen.

Ab Mai 1948 begann die offene und verstärkte Stalinisie-
rung der SED mit dem Ziel, diese in eine disziplinierte Mas-
senpartei umzuformen. Dies erfolgte vor allem mithilfe der 
Zentralen Parteikontrollkommission (ZPKK). Mit ihrer im Juli 
1948 verabschiedeten Entschließung über die «Entfernung 
feindlicher und verantwortungsloser Elemente aus der Par-
tei» folgte die SED-Führung der vom Kominform28 vorge-
zeichneten Politik und sah jede Abweichung von der Par-
teilinie als feindliche Aktivität und als Werk ausländischer 
Agenten an. In den ersten KPD-Dokumenten unmittelbar 
nach dem Krieg war noch von der Politik eines «deutschen 
Weges zum Sozialismus», das heißt eines Weges, der sich 
vom sowjetischen Modell unterschied, die Rede gewesen.29 
Dies hatte insbesondere in Anton Ackermanns berühmten 
Aufsatz von 1946 seinen Ausdruck gefunden.30

Eine Welle strengster Disziplinarmaßnahmen kennzeich-
nete die «Säuberungs»-Phase der Jahre 1949 bis 1951. Her-
vorgehoben sei, dass den meisten Opfern der Kampagnen 
gegen «Tito-Faschismus», «Trotzkismus», «Sozialdemokra-
tismus», «imperialistische Spione und Agenten» und, wie 
später gezeigt wird, «zionistische Verschwörungen» nicht 
direkt feindliche Aktionen vorgeworfen wurden. Vielmehr 
wurden ihnen beabsichtigte verbrecherische Handlungen 
unterstellt. Sie wurden zu Geiseln stalinistischer «Disziplinar-
maßnahmen» aufgrund ihrer politischen Vergangenheit und 
wegen der geänderten außenpolitischen Sicherheitsinteres-
sen der Sowjetunion, namentlich in Bezug auf Ostmittel- und 
Südosteuropa in den ersten Jahren des Kalten Krieges. Das 
prominenteste Opfer in der DDR war das SED-Politbüromit-
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glied Paul Merker, der in einem Geheimprozess zu einer lang-
jährigen Gefängnisstrafe verurteilt wurde.31

Einige der schlimmsten Angriffe gegen diese Opfer wur-
den sofort nach Stalins Tod am 5. März 1953 gestoppt. Doch 
erst nach Nikita Chruschtschows Enthüllungen auf dem 20. 
Parteitag 1956 legte man dem repressiven System Zügel an 
und wurden offene Unterdrückungsmaßnahmen durch ein 
autoritäres Herrschaftssystem ersetzt, das durch eine Mi-
schung aus Repression und Toleranz gekennzeichnet war.

VON DER REPRESSION ZUR TOLERANZ – 
UND ZURÜCK? VERÄNDERTE HERRSCHAFTS
METHODEN IN KOMMUNISTISCHEN 
 GESELLSCHAFTEN
Im Jahre 1956 fürchteten all jene, die für die parteiinternen 
«Säuberungen» der SED verantwortlich und immer noch 
in hohen Parteifunktionen waren, von ihren eigenen Ge-
nossen zur Verantwortung gezogen zu werden. Obwohl 
es in der DDR keine Schauprozesse wie gegen László Rajk 
(1949), Trajtscho Kostow (1949) und Rudolf Slánský (1952) 
in Budapest, Sofia und Prag gegeben hatte, war die SED 
dennoch gezwungen, sich mit dem heiklen Thema erzwun-
gener Parteidisziplinierung, das die jüngste Vergangenheit 
und Gegenwart bestimmt hatte, zu befassen. Da die Partei-
«Säuberungen» der 1930er-Jahre noch im kollektiven Ge-
dächtnis erinnert wurden, mussten nunmehr die Repressi-
onsmaßnahmen, mit denen die innerparteiliche Kontrolle 
erzwungen worden war, durch subtile Herrschaftspraktiken 
ersetzt werden. Sie sollten ähnlich perfektioniert werden 
wie die früheren stalinistischen Zwangsmaßnahmen. Die-
se durch die Kontrollorgane der Partei eingeführten neuen 
Herrschaftstechniken müssen im Zusammenhang mit der 
veränderten politischen Lage in der Mitte und am Ende der 
1950er-Jahre gesehen werden. Auch sie dienten der Siche-
rung der Alleinherrschaft der Parteiführung und suchten jede 
wirkliche oder unterstellte Opposition dagegen im Keim zu 
ersticken.

Hier kann nur kurz auf die Tatsache verwiesen werden, 
dass sich die Parteiführung auch weiterhin mit unzufriede-
nen Strömungen auseinandersetzen musste, die in Reakti-
on auf Kontrolle und Disziplinarmaßnahmen aufkamen. Die 
Parteiführung erhob die Losung von der «Einheit der Partei» 
zum obersten Gebot. Nach 1956 führte der von der Führung 
verfolgte Kurs des «Kampfes gegen revisionistische Tenden-
zen» zu einer nur sehr inkonsequenten Politik der Entstalini-
sierung. Ihr wichtigstes Ziel, die Macht des Politbüros ohne 
Einschränkung zu sichern, erreichte die SED-Führung. Die 
Zeit dieser halben Entstalinisierungspolitik dauerte bis gegen 
Ende der 1950er-Jahre. Auf repressive Maßnahmen wurde 
auch jetzt nicht verzichtet, wenngleich die Repression ins-
gesamt ein geringeres Ausmaß erreichte als in der Periode 
zuvor.32

Am Beginn der 1960er-Jahre, unmittelbar nach Errichtung 
der Berliner Mauer, ging die SED-Führung zu flexibleren For-
men des Umgangs mit den Parteimitgliedern über, die sogar 
ein Element an Selbstkritik anklingen ließen. Nunmehr leg-
ten die Parteiführer eher Wert auf die demonstrierte Einheit 
mit dem Volk statt auf ideologisches Scharfmachertum. Sie 
begannen, den wirklichen Bedürfnissen der Menschen bes-
ser Rechnung zu tragen, und setzten nicht mehr nur auf reine 
Indoktrination. Von dieser relativ gemäßigten Haltung zeug-
ten jene administrativen Maßnahmen, die der staatlichen 
Rechtsprechung eine gewisse Unabhängigkeit gegenüber 

der Parteikontrolle einräumten. Dies wurde von einer realis-
tischeren Wirtschafts- wie Jugendpolitik begleitet sowie (bis 
1965) von einer größeren Offenheit gegenüber westlichen 
Kulturströmungen, insbesondere im Bereich der populären 
Musik.33

All diese Maßnahmen sollten die Grundlage für weiterrei-
chende Wirtschaftsreformen innerhalb des durch das Sys-
tem abgesteckten Rahmens bilden. Doch sobald klar wurde, 
dass innerhalb der DDR-Jugend, die von westlicher Beat- 
und Hippiekultur fasziniert war, rebellische und schwer zu 
kontrollierende Stimmungen aufkamen, wurde der Trend zur 
Liberalisierung gestoppt. Dies geschah auf einer ZK-Tagung 
im November 1965.34 Die Furcht vor spontanen und unkon-
trollierbaren Entwicklungen, die die Grenzen des autoritä-
ren Herrschaftsmodells überschreiten könnten, veranlass-
te die SED-Führung am Ende der 1960er-Jahre schließlich, 
die Wirtschaftsreformen abzubrechen.35 Die Uhren wurden 
zurückgestellt, allerdings nicht bis zu jenem Punkt, an dem 
die Massenrepression erneut zum Herrschaftsmittel gewor-
den wäre. Die «Bewältigung» der «tschechoslowakischen 
Krise» von 1968 – bezogen auf den Einmarsch der Armeen 
der Warschauer Vertragsstaaten zur Zerschlagung der inner-
kommunistischen Reformbemühungen in der Tschechoslo-
wakei – zeigte in der DDR den Erfolg einer Doppelstrategie, 
die sowohl auf die Reintegration von Abweichlern wie auf 
massive Einschüchterung jeden oppositionellen Potenzials 
zu setzen wusste.36

Hervorzuheben ist, dass eine Toleranzpolitik, wie sie von 
der SED-Führung praktiziert wurde, ein Hauptmerkmal vor-
bürgerlicher Gesellschaften war. Das von Kaiser Joseph II. 
1781 verabschiedete Toleranzpatent garantierte den Protes-
tanten religiöse Freiheit in Österreich, aber gestand der pro-
testantischen Kirche nicht die gleichen Rechte zu wie der ka-
tholischen Staatskirche. Das von König Friedrich Wilhelm IV. 
von Preußen im Jahre 1847 erlassene Toleranzedikt kann 
ähnlich beurteilt werden – nämlich als ein politisches Instru-
ment des «aufgeklärten Absolutismus». In historischer Per-
spektive ist es klar, dass das bloße Toleranzprinzip zunächst 
noch keineswegs die Politik im leninschen Sowjetrussland 
bestimmte. Der Rat der Volkskommissare verband anfangs 
vielmehr Repressivmaßnahmen mit einer Politik der Emanzi-
pation kleinerer Gruppierungen, zum Beispiel ethnischer Mi-
noritäten. So tolerierten die sowjetisch-russischen Behörden 
die zionistische Bewegung bis etwa 1922. Zwar wurden zi-
onistische Parteien als politische Gegner angesehen, doch 
nicht als Erzfeinde gebrandmarkt. Die Auswanderung nach 
Palästina war bis 1928 nicht verboten, «zionistische» Koloni-
sationsprojekte in der Landwirtschaft, so auf der Krim, erfuh-
ren eine begrenzte staatliche Unterstützung.37

Auch nach Stalins Tod waren die neuen, durch Partei und 
Staat in begrenztem Maße gewährten Freiheiten keineswegs 
einklagbar. Wie in vorbürgerlichen Gesellschaften konnten 
sie jederzeit zurückgenommen werden. Im Charakter dieser 
Toleranzpolitik mitsamt ihren Grenzen zeigt sich der Wandel 
der Einstellung gegenüber solchen Minderheiten, die zu Op-
fern stalinistischer Gewaltmaßnahmen geworden waren.

Die spätstalinistische Politik gegenüber religiösen Minder-
heiten (oder gegenüber der religiös eingestellten Bevölke-
rungsmehrheit) reichte von blanker Repression in Albanien 
über dosierte Unterdrückung in der Tschechoslowakei bis 
hin zur Übereinkunft zwischen Staat und Kirche in der DDR 
oder in Ungarn. In Polen fand sich die Staatspartei mit dem 
großen Einfluss der katholischen Kirche ab und räumte ihr 
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so viel Bewegungsfreiheit ein, dass man beinahe von einer 
«Doppelherrschaft» innerhalb der Gesellschaft sprechen 
kann.38

Die Politik gegenüber soziokulturellen Minderheiten um-
fasste gleichfalls eine breite Palette an Möglichkeiten. So 
wurden beispielsweise Anstrengungen unternommen, die 
Juden auf den Status einer Religionsgemeinschaft zu be-
schränken und die nicht-religiösen Teile der jüdischen Bevöl-
kerung zu assimilieren. Als diese Politik fehlschlug, reagier-
te das polnische Regime 1968, indem es zahlreiche Juden 
außer Landes drängte, während in Rumänien zu dieser Zeit 
einige Schritte in Richtung mehr Liberalisierung unternom-
men wurden. In der Sowjetunion waren auch in der langen 
Periode zwischen Lenins Tod und Gorbatschows Machtan-
tritt einer Toleranzpolitik sehr enge Grenzen gezogen.39

Mit der Erblast der Nazi-Vergangenheit in Deutschland war 
die DDR ein Sonderfall im sowjetischen Machtbereich. Im 
Bemühen, die Dimensionen des Holocaust zu verstehen, be-
fassten sich einige Forscher auch mit dem Verhältnis der in-
ternationalen Arbeiterbewegung, speziell ihres kommunisti-
schen Zweiges, zum Antisemitismus.40 Die kommunistische 
Haltung zu dieser Problematik nahm durchaus die sozialen 
und politischen Dimensionen des Antisemitismus und der 
jüdischen Emanzipation wahr, während die ethnischen und 
religiösen Gesichtspunkte nur wenig Beachtung fanden. Die 
Einzigartigkeit und Irrationalität der Motive, die hinter Ausch-
witz lagen, wurden dabei unterbewertet.41

Die Politik der DDR gegenüber ihrer zahlenmäßig geringen 
jüdischen Bevölkerungsgruppe bemaß sich an Vorgaben 
der Sowjetunion. Repressive Maßnahmen gegen die Juden, 
wie sie die UdSSR seit 1949 betrieb, wurden 1952/53 auf die 
DDR in allerdings deutlich milderer Form übertragen. Die Po-
litik des stalinistischen Antisemitismus beendete eine An-
fangsphase der SED-Politik gegenüber den Juden, die nicht 
nur durch Toleranz, sondern durch aktive Unterstützung cha-
rakterisiert war. Die antisemitische Kampagne, für die letzt-
lich nicht die SED, sondern ihre sowjetischen Auftraggeber 
verantwortlich waren, brach diese Entwicklung ab. Die von 
der Sowjetunion initiierte Kampagne gegen «Kosmopolitis-
mus» zog Juden, aber auch nichtjüdische Rückkehrer aus 
westlichem Exil weit stärker in Mitleidenschaft als andere 
Teile der Bevölkerung.42

Ende 1952 untersuchte die Staatssicherheit die Büroräu-
me der Jüdischen Gemeinden und konfiszierte eine Reihe 
von Akten. Viele Jüdinnen und Juden wurden von großer 
Furcht ergriffen. Fünf der acht Vorsitzenden der ostdeut-
schen Jüdischen Gemeinden und mehr als 400 Jüdinnen 
und Juden flohen damals in den Westen. Andererseits un-
terbrach die SED-Führung zu keinem Zeitpunkt ihre finanzi-
elle Unterstützung für die Gemeinden, obwohl diese von der 
Stasi als «Agenturen des Klassenfeindes» verdächtigt wur-
den. Entsprechend der Moskauer Linie übernahm die SED 
die antisemitische Rhetorik des Prager Slánský-Prozesses, 
während sie gleichzeitig einzelne antisemitische Ausbrüche 
unter der Bevölkerung unterdrückte.

Die Serie von parteiinternen «Säuberungen», zeitweiligen 
Inhaftierungen, beruflichen Zurücksetzungen, aber auch 
Parteiausschlüssen erreichte im Winter 1952/53 ihren Hö-
hepunkt. Politbüromitglied Paul Merker, der kein Jude war, 
wurde bezichtigt, jüdischen SED-Mitgliedern den Eintritt in 
die Gemeinden nahegelegt zu haben. Merker wurde weiter-
hin beschuldigt, während seines Exils in Mexiko den Zionis-
mus unterstützt zu haben. Auch habe er die Entschädigung 

der von den Nazis geraubten jüdischen Vermögen nur gefor-
dert, um dem US-amerikanischen Kapital das Eindringen in 
Ostdeutschland zu ermöglichen. In einem bewegenden Brief 
an die Parteiführung verteidigte sich Merker. Er schrieb: «Ich 
bin weder Jude noch Zionist – ein Verbrechen wäre wohl kei-
nes von beiden –, ich hatte nie die Absicht, nach Palästina 
zu fliehen, auch habe ich die Bestrebungen des Zionismus 
nicht unterstützt. Ich habe […] lediglich die Auffassung zum 
Ausdruck gebracht, dass, nachdem die Juden durch den Hit-
lerfaschismus ausgeplündert, auf das Tiefste beleidigt, aus 
ihren Heimatländern vertrieben und Millionen von ihnen, nur 
weil sie Juden waren, ermordet worden sind, zwischen den 
Juden der verschiedenen Länder das Gefühl engster Ver-
bundenheit und das Sehnen nach einem eigenen, jüdischen 
Lande entstanden sind. Und weiter, dass besonders wir 
Deutschen, da sich der Hitlerfaschismus unter uns heraus-
gebildet hat und es uns nicht gelungen war, durch Aktionen 
der werktätigen Massen die Errichtung seiner Herrschaft 
und damit seine Verbrechen zu verhindern, dieses Gefühl 
der Juden, das der Ausdruck der aufs Tiefste Beleidigten und 
Empörten war und das ich als Stärkung des jüdischen Nati-
onalgefühls bezeichnete, nicht ignorieren oder gar bekämp-
fen dürfen.»43 – Erst mit Stalins Tod verschwand diese mit 
seinem Namen verknüpfte spezifische Variante des Antise-
mitismus, die unter dem Deckmantel des «Kampfes gegen 
Zionismus und Kosmopolitismus» firmierte. Doch blieb Mer-
ker noch bis 1956 in Haft.44

Die Auseinandersetzung um den 17. Juni 1953 schob das 
Problem des Antisemitismus in der SED ganz in den Hinter-
grund. Es ist ein Paradoxon der Geschichte, dass gerade jüdi-
sche Kommunisten, die noch Monate zuvor die Staatsmacht, 
ihren Partei- und Sicherheitsapparat und vor allem den Willen 
des sowjetischen Diktators fürchten mussten, nun in der Prä-
senz eben dieser Staatsmacht eine Garantie für ihre – rela-
tiv – sichere Existenz sehen mussten. Nicht jeder war jedoch 
imstande, so schnell zu verdrängen, was nur wenige Monate 
zuvor geschehen war. Alfred Kantorowicz, Literaturhistoriker 
und überzeugtes SED-Mitglied, der am 17. Juni im Kranken-
haus lag, notierte wenig später in sein Tagebuch: «Warum 
haben wir Intellektuellen und alten Sozialisten uns nicht an 
die Spitze der Bewegung gestellt? Was außer passiver Resis-
tenz, außer Raunzen, Klagen, äußerstenfalls geistiger Selbst-
behauptung haben wir getan?»45 Ob die demonstrierenden 
Arbeiter freilich damals auf staatstragende Intellektuelle ge-
hört hätten, muss indes offenbleiben. Jüdische und nichtjüdi-
sche Kommunisten sahen die «sozialistische Ordnung» durch 
Gewaltakte in Gefahr geraten. Genau deshalb sammelten sie 
sich nunmehr um die SED-Führung.46

Seitdem war die SED zu einer Politik der Toleranz gegen-
über den Jüdischen Gemeinden und säkularen Juden im-
stande. Die Erinnerung an den nazistischen Judenmord wur-
de in der Gesellschaft wachgehalten, wenngleich teilweise in 
einseitiger Weise.47 Von den Jüdischen Gemeinden wurde ei-
ne Anpassung an die offizielle Politik erwartet, doch wurden 
sie nicht zu Stellungnahmen gegen Israel genötigt.48 In den 
1980er-Jahren wurde diese bemessene Toleranz von einer 
aktiven Unterstützung jüdischer Kultur und jüdischen religi-
ösen Lebens abgelöst. Die Gründe für diesen Wandel kann 
man in einem stärkeren Interesse an Kontakten zu den USA, 
im gestiegenen Ansehen in der Bundesrepublik Deutschland 
sowie in der neuen Freiheit sehen, die aus der sowjetischen 
Politik unter Gorbatschow erwuchs. Diese wandte sich aus-
drücklich gegen jede Form des Antisemitismus.
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ZWISCHEN REPRESSION UND TOLERANZ, 
ODER: ERWEITERUNG DER HISTORISCHEN 
PERSPEKTIVE?
Dies bringt uns zur Frage, die in den letzten Jahren aus neuer 
Perspektive diskutiert worden ist: zur Frage der gebrochenen 
Loyalität kommunistischer Intellektueller in der DDR. War in 
den ersten beiden Jahrzehnten seit dem Untergang der DDR 
der moralische Maßstab für die Beurteilung des Verhaltens 
von Intellektuellen vorherrschend, wobei Begriffe wie Wi-
derstand oder Mitläufertum im Zentrum der Texte standen, 
so hat sich im letzten Jahrzehnt ein Wechsel der Perspekti-
ve vollzogen. So betonen Gerd Dietrich in seinem Opus ma-
gnum, der dreibändigen Kulturgeschichte der DDR,49 oder 
die französische Historikerin Sonia Combe, dass kommu-
nistische DDR-Intellektuelle eine zwar begrenzte, doch kei-
neswegs zu unterschätzende Rolle bei der Erweiterung ei-
nes öffentlichen Diskurses spielten, dessen Grenzen aber 
von der Parteiführung und ihrem Apparat gezogen wurden. 
Die Grenzen wurden mitunter abrupt verschoben und über-
raschten solche parteiverbundenen Intellektuellen, die sich 
zu ihrer Überraschung urplötzlich als Abweichler von der Li-
nie, gar als Dissidenten wider Willen wiederfanden. Ihre ver-
innerlichten Parteinormen gerieten in Widerspruch zu ihrer 
Rolle als aktiv handelnde kommunistische Intellektuelle.50

Bis zuletzt blendeten parteiverbundene Intellektuelle der 
DDR-Gründergeneration oftmals die grundlegenden Wider-
sprüche des Systems aus. Vielmehr sahen sie sich als natür-
liche Verbündete der Parteioberen. Warum kamen die Ver-
antwortlichen nicht zu ihnen, um zu diskutieren, fragte Anna 
Seghers voller Naivität auf einer Tagung des Schriftstellerver-
bandes der DDR, unmittelbar nachdem das 11. Plenum des 
ZK der SED 1965 eine Reihe von Büchern und Filmen ver-
boten hatte.51 Sie wollte nicht erkennen, wo die Scheidelinie 
zwischen Emanzipation und Repression verlief. 1968 verwei-
gerte sie ihren von den «Normalisierern» in Prag nach dem 
Einmarsch verfolgten Freunden sogar die geringe Hilfe, die 
sie hätte leisten können.

Sonia Combe erzählt die Geschichte der gescheiterten und 
vom Regime verfolgten Reformer des DDR-Sozialismus von 
Robert Havemann bis Rudolf Bahro (leider nicht solch «in-
nerer» Wirtschaftsreformer wie Fritz Behrens, Arne Benary 
und Gunther Kohlmey) aus der Perspektive der, wie Jürgen 
Kuczynski sie nannte, «linientreuen Dissidenten», zu denen 
er sich selbst zählte. Kuczynski und der in Ungarn lebende 
Georg Lukács – zwischen ihnen sieht Sonia Combe trotz des 
Altersunterschiedes gewisse Parallelen –, die 1956/57 gegen 
den Stalinismus publizistisch milde revoltierten, gehörten zur 
Generation des Russischen Oktober. «Beide waren Marxis-
ten im Wortsinn, Intellektuelle in der Partei, im Gegensatz zu 
jenen, die Intellektuelle der Partei waren und ihr Denken den 
Bedürfnissen der Partei anpassten.»52 Obwohl auch starker 
beruflicher Ehrgeiz sie beide antrieb, wovon die Unzahl ih-
rer Publikationen zeuge, gelte doch: Für beide «waren weder 
Karrierismus noch Opportunismus prägende Eigenschaften, 
und dies aus gutem Grund: Sie standen über den Dingen.»53 
Beide verstanden es, sich aus den Tageskämpfen herauszu-
halten. Doch forderte diese Form des Engagements für den 
Kommunismus ihnen einen hohen Preis ab.

In den 1970er-Jahren, nach zum Teil massiven Schikanen 
gegen Robert Havemann und Stefan Heym, nach der Aus-
bürgerung Wolf Biermanns und der Verhaftung Rudolf Bah-
ros waren es einige der besten intellektuellen Schüler der an-
tifaschistischen Intellektuellen, die den Bruch mit der DDR, 

nicht immer aber mit der Idee des Sozialismus vollzogen und 
in den Westen gingen, so Jurek Becker, Klaus Schlesinger 
und Bettina Wegner. Die Auseinandersetzungen um Gehen 
oder Bleiben, Unterstützung oder Ablehnung der repressi-
ven Maßnahmen schuf Gräben, die nicht mehr überbrückt 
werden konnten. Wer von der DDR-Gründergeneration noch 
aktiv war und in der DDR blieb, zog jedoch – mit Ausnahme 
Stefan Heyms – das Schweigen vor.

Doch warum schwiegen sie? Im «Turm von Babel» rang 
Hans Mayer um eine Antwort. In einer Passage des Buches – 
«Exkurs: Hanna und Kurt. Eine Erzählung» – schrieb er: «Na-
türlich hießen sie nicht Hanna und Kurt, als sie lebten, denn 
sie haben gelebt. Nun sind sie Gestalten einer Erzählung und 
heißen Hanna und Kurt. Schonung freilich spielte nicht mit. 
Die beiden haben sich und andere nicht geschont, und sie 
wurden nicht geschont.»54

Hanna und Kurt hießen in Wirklichkeit Paul Böttcher und 
Rachel Dübendorfer. Der aus Leipzig stammende Paul Bött-
cher (1891–1975), von Beruf Drucksetzer, schloss sich früh 
der SPD an und gelangte über die USPD 1920 zur KPD, aus 
der er jedoch 1929 ausgeschlossen wurde. Er ging zur an-
tistalinistischen KPD-Opposition. Im Schweizer Exil kehr-
te Böttcher aber 1934 zur KPD zurück. Die folgenden zehn 
Jahre leistete er in Genf für die Sowjetunion wichtige nach-
richtendienstliche Arbeit und wurde eine der Schlüsselfigu-
ren der «Roten Kapelle». 1945 ging er nach Deutschland zu-
rück. Zusammen mit seiner langjährigen Mitarbeiterin (und 
Gefährtin) Rachel Dübendorfer wurde er 1946 nach Moskau 
eingeladen. Statt der erwarteten militärischen Auszeichnung 
hielt das Stalin-Regime jedoch einen Geheimprozess mit 
anschließender Haft in Workuta und anderen Leidensorten 
bereit. Erst 1956 kamen beide, die an verschiedenen Orten 
inhaftiert waren, in die DDR. Dort wurden sie nur halbher-
zig rehabilitiert. Böttcher war zuletzt stellvertretender Chef-
redakteur der Leipziger Volkszeitung, die damals als SED-
Bezirksorgan fungierte. Chefredakteur war zeitweilig Walter 
Hedeler; auch er hatte den sowjetischen «Archipel Gulag» 
überlebt. Rachel Dübendorfer (1900–1973) kam psychisch 
schwer gestört in die DDR zurück; Hans Mayer zeichnete das 
bedrückende Porträt einer geistig umnachteten Frau. «Ver-
wirrten Geistes und verstockt bis zum Ende. Ein Wahn viel-
leicht, der alles ertragen machte. Flucht in die sinnlose Treue, 
um die Gesamtlüge nicht ertragen zu müssen.»55

In Wirklichkeit aber gesundete Rachel Dübendorfer all-
mählich; besonders heilsam waren die Besuche ihrer in Pa-
ris lebenden Tochter in Berlin. Sie blieb ein treues Parteimit-
glied bis zu ihrem Tod, hatte aber keine Verbindung mehr zu 
Böttcher. Auch er gehörte wieder zur Partei. Böttcher hielt 
Kontakt zu dem noch bis 1963 in Leipzig als Professor leh-
renden Hans Mayer, den er aus gemeinsamer Schweizer 
Exilzeit kannte. Doch kam Böttcher «seltener zu Besuch. Es 
gab nichts mehr zu bereden. Zu vieles gehörte der Zone des 
Schweigens. Ich war nicht enttäuscht über ihn. Was er tat, 
war auch nichts anderes, als was sich die verstockte Han-
na zum Selbstschutz ausgedacht hatte.»56 Das selbst auf-
erlegte Schweigen verstanden «Hanna und Kurt» als ihren 
Dienst an der «Sache». Dieser Dienst war eine Fortsetzung 
der kommunistischen Arbeit aus der Zeit der Opposition, des 
Exils und der Verfolgung. Doch musste er von Anfang an auf 
Selbsttäuschung beruhen. Er war ein zu instabiler Kitt. Um 
die DDR zusammenzuhalten, erwies er sich als zu schwach 
in einer Zeit, in der Kommunisten die Staatsgewalt ausüb-
ten und diese nicht mehr demokratisch auf den Prüfstand 



6 7

stellen mussten, sei diese Gewalt auch von der sowjetischen 
Schutzmacht abgesichert.

Mit den Begriffen Repression und Toleranz sind die viel-
schichtigen und widersprüchlichen Dimensionen politischer 
Herrschaft in der DDR somit teilweise zu erklären, doch 
verlangt die Analyse der DDR-Gesellschaft, je länger diese 
existierte, nach weiterer Erklärung. Hier stellt, so meine ich, 
die – mitunter gebrochene – Loyalität der Parteiaktivisten 
zur Partei ein eigenes Qualitätsmerkmal dar, sei dieses po-
sitiv oder negativ zu bewerten. Es war diese Loyalität, in der 
sich antifaschistisches Vermächtnis, die Hoffnung auf eine 
bessere Welt und die verzweifelte Flucht vor der Wirklich-
keit in individuell unterschiedlicher Weise verbanden und 
verschränkten, die auch jenseits sowjetischer Bataillone zur 
inneren Stabilität der DDR beitrug, die aber nicht unendlich 
war. Natürlich wurden für eine neue Generation von DDR-
Kommunisten, die Krieg und Verfolgung nur aus Büchern, 
dem Parteilehrjahr und den Erzählungen der Gründer-Gene-
ration kannten, andere Aspekte wichtig – nicht zuletzt auch 
ein karrierebedingtes Verhalten, das für manche aufstiegs-
bewusste SED-Genossen mit dem Ende der DDR nach neu-
en Gönnern suchte.

IM DICKICHT SELEKTIVER WAHRHEITEN – 
EIN KURZES FAZIT
Im Dickicht der skizzierten selektiven Wahrheiten und des 
selektiven Verschweigens tritt jetzt einmal mehr der Umgang 
mit dem antifaschistischen Erbe der DDR in unser Blick-
feld; eines Erbes, dessen sich heute getarnte und offene Fa-
schisten entledigen wollen; eines Erbes, das aber auch von 
wohlmeinenden Liberalen noch allzu oft zur Erblast herun-
tergebucht wird. Von seinem Grundgehalt war der Antifa-
schismus in seiner spezifischen DDR-Gestalt eine Projektion 
der Leiden, der Lebenserfahrungen und der Vorstellungs-
welt von Vertretern des kommunistischen Widerstandes auf 
die gesamte Gesellschaft. Die ideologische und kulturelle 
Hegemonie dieser Erfahrung einer Minderheit war Ausdruck 
der Dominanz dieser politischen Generation. Sie stand am 
Anfang der DDR und verfügte bis zuletzt über entscheiden-
de Macht und Einfluss. Diese Schicht beanspruchte aus der 
Beteiligung an der Opposition gegen Hitler und der eigenen, 
oft tragischen Verfolgungsgeschichte, Richtung und Ziel der 
politischen Neuordnung in der DDR zu bestimmen. Die kom-
munistischen Widerstandskämpfer sahen als «letzte Revo-
lutionäre» die eigenen politischen Wertmaßstäbe und Nor-
men als verbindlich für die gesamte Bevölkerung an.57 Die 
Erfahrung von politischer Verfolgung im Faschismus führte 
bei dieser Generation zu Verhärtungen und Feindbildern, die 
nie aufgebrochen wurden. All dies übte nachhaltige Wirkun-
gen auf die innenpolitische Atmosphäre der DDR aus – ei-
ner DDR, die kleine Freiheiten um den Preis des Verzichts auf 
politisches Engagement tolerierte, sich jedoch genau damit 
vom Anliegen eines ursprünglichen Marxismus entfernte.

Der russisch-belgische Sozialist Victor Serge schrieb 1938 
an Leo Trotzki, diesen durchaus kritisierend, der «Marxismus 
war nur in Worten und nur für eine kurze Zeit eine freiheitli-
che Ordnung: in der kurzen Periode der Sowjetdemokratie, 
die vom Oktober 1917 bis zum Sommer 1918 reichte. Dann 
fiel sie in sich zusammen und ging konsequenterweise den 
ausgetretenen Weg hin zur Staatsvergötzung – autoritär und 
alsbald totalitär. Ihr fehlte die freiheitliche Dimension. […] Es 
mangelte den bolschewistischen Führern der großen Jah-
re weder an Kenntnissen noch an Intelligenz oder an Ener-

gie. Was ihnen fehlte, war revolutionärer Wagemut, wenn 
es [nach 1918] darum ging, die Probleme im Sinne der Frei-
heit für die Menschen und nicht durch regierungsamtlichen 
Zwang zu lösen. Systematisch errichteten sie nicht etwa, wie 
sie behaupteten, den kommunistischen Staat, sondern ei-
nen Staat im überkommenen Wortsinn, mit starker Polizei-
gewalt, Zensur, seinem Monopol in vielen Bereichen und sei-
nen allmächtigen Büros. In dieser Hinsicht ist der Gegensatz 
zwischen dem bolschewistischen Programm von 1917 und 
der durch die Bolschewiki errichteten politischen Ordnung 
geradezu frappierend. Nach dem Sieg im Bürgerkrieg hät-
te eine sozialistische Lösung der Probleme in der Arbeiter-
demokratie, der Förderung von Eigeninitiative, der Freiheit 
des Denkens, der Freiheit für die Arbeiterklasse bestanden 
und nicht, wie es geschah, in der Zentralisierung von Macht, 
der Unterdrückung abweichenden Denkens, im monolithi-
schen Einparteisystem, in der engherzigen Orthodoxie einer 
offiziellen Denkschule. Die Herrschaft und die ideologische 
Dominanz einer einzigen Partei gingen der Herrschaft und 
ideologischen Dominanz eines einzigen Führers voraus. Die-
se extreme Machtkonzentration, diese Furcht vor der Freiheit 
und vor ideologischer Abweichung, diese Verpflichtung auf 
eine absolute Autorität entwaffnete die Massen und führte 
zur Festigung einer absolut bestimmenden Bürokratie.» Und 
Serge schloss: «Freiheit ist für den Sozialismus eine Notwen-
digkeit, der Geist der Freiheit ist für den Marxismus so le-
bensnotwendig wie der Sauerstoff für lebende Wesen.»58
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